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Sie könnten beide an die Arbeitnehmer
ausgezahlt werden, ohne dass die Ar-
beitskosten bei den Unternehmen stei-
gen. Je höher die Zwangsabgaben, umso
höher sind die Personalkosten und umso
geringer ist das Arbeitseinkommen der
Beschäftigten.

Die tatsächliche Gesamtbelastung der
verfügbaren Arbeitnehmereinkommen
wird aber erst deutlich, wenn man die
effektive Inzidenz auch der anderen
Steuern und Gebühren berücksichtigt.
Neben den Sozialabgaben hängen an die-
ser Bruttolohn- und Gehaltssumme näm-
lich auch die wesentlichen Einnahmen
aus der Lohn- und Einkommenssteuer,
sowie ein beträchtlicher Teil der Ver-
brauchssteuern.

Es sind also die Lohnnebenkosten und
nicht so sehr die direkten Arbeitskosten
oder Lohnstückkosten, die die Wett-
bewerbsfähigkeit am Standort Deutsch-
land gefährden.

Der bei weitem größte Teil der Eini-
gungskosten wurde (abgesehen von der
Neuverschuldung) nicht über Steuern fi-
nanziert, sondern den Sozialversiche-
rungssystemen aufgebürdet. Neben den
Rentensystemen und gesetzlichen Kran-
kenversicherungen wurde nicht zuletzt

Aus heutiger Sicht war es wahrschein-
lich einer der größten wirtschaftspoliti-
schen Fehler, diesen Prozess im Wesent-
lichen nicht über Steuern zu finanzieren,
sondern über die „stillen“ und verdeck-
ten Transfersysteme.

Reformen unter Zwängen

Im Mittelpunkt der aktuellen politischen
Diskussion steht ein scheinbar unlösba-
res Problem: Einerseits müssen die völ-
lig überschuldeten Haushalte konsoli-
diert werden, wie es Verfassung und  Sta-
bilitätspakt verlangen. Und andererseits
müssen langfristig tragfähige Reformen
aller Sozialversicherungssysteme auf
den Weg gebracht werden, ohne den so-
zialen Konsens zu gefährden.

Die Probleme rühren u. a. daher, dass in
den „fetten“ Jahren vor der Einigung der
Reformstau nur teilweise aufgelöst wur-
de und dass keine Fondsrücklagen zur
Verfügung standen.

Mittlerweile wächst die Einsicht, dass
die überzogene Belastung mit Sozialab-
gaben das eigentliche Problem darstellt.
Notabene: Arbeitgeber- und Arbeitneh-
merbeiträge zur Sozialversicherung sind
Teile eines potentiellen Einkommens:

� Auch jenseits der öffentlichen
Wahrnehmung werden seit der Ver-
einigung große Summen von West
nach Ost transferiert.

� Denn sehr vieles wurde nicht of-
fen aus Steuern oder über zusätzli-
che Staatsschulden finanziert, son-
dern über die „stillen“ Kassen der
Sozialversicherungen – und beileibe
nicht aus deren Portokasse.

� Vielmehr mussten dafür die Bei-
träge so stark erhöht werden, dass
die Belastung mit Sozialabgaben das
eigentliche Problem am Standort
Deutschland geworden ist.

� Weil trotz der massiven Hilfen
ein selbsttragender Aufschwung im
Osten (noch) nicht in Gang kam,
sind mittlerweile auch im Westen
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäf-
tigungsdynamik beeinträchtigt.

� Begleitet und verstärkt wurde
diese Entwicklung von strukturellen
Verwerfungen, die eine immer neue
Rangfolge von reich und arm, von
Gewinnern und Verlierern zwischen
und in den Regionen hinterlassen.

� Bleiben sie von Politik und Fi-
nanzplanung weiterhin unbeachtet,
so kommt es zu „unerwarteten“ De-
fiziten und Konsolidierungsproble-
men in den öffentlichen Haushalten
– mit all den negativen Folgen für
Wachstum und Beschäftigung. Da-
bei verlaufen diese Prozesse nach
vorhersehbaren Mustern, die geziel-
tes Handeln geradezu herausfordern.

Die Überwindung der Teilung und ihrer ökonomischen Folgen war und ist für
die Bundesrepublik Deutschland eine der größten Herausforderungen, nicht
zuletzt auch für ihre Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik. Seit dem Mauerfall ha-
ben sich die Transferzahlungen von West nach Ost auf mehr als eine Billion
Euro (brutto) aufsummiert. Dieses Volumen ist ohne Beispiel in der Europäi-
schen Geschichte. Dennoch zeigen sich bei Beschäftigung, Einkommen und
Finanzkraft erhebliche Standortschwächen.

Standort Deutschland

Die stillen Kosten der Einigung
Der Aufbau Ost lahmt trotz der riesigen Transfersummen –
Unerwartete Defizite in den Sozialversicherungssystemen
und öffentlichen Haushalten

 Martin Koller

Ausgabe Nr. 13 / 14.8.2003



2                     ���Kurzbericht  Nr. 13/2003

auch der Haushalt der Bundesanstalt für
Arbeit belastet.

Rücklagen fehlten auch hier, die Einnah-
men erwiesen sich schnell als zu schwach.
Deshalb mussten die Sozialabgaben und
die Lohnnebenkosten so sehr angehoben
werden, dass die Wettbewerbsfähigkeit
des Standorts Deutschland und die Ar-
beitsnachfrage nachhaltig geschwächt
wurden. Und dabei ist die Politik von den
fast verzweifelten Bemühungen geprägt,
die Schere zwischen Beitragseinnahmen
und Sozialausgaben zu schließen.

Sozialabgaben steigen
und das Beschäftigungs-

volumen geht zurück

In Abbildung 1 wird die überzogene In-
anspruchnahme von Lohnnebenkosten
der tatsächlichen Entwicklung des Be-
schäftigungsvolumens gegenüberge-
stellt. Anhand der langen Reihen für
Westdeutschland (1980 bis 2003) ist klar
zu erkennen, wie sich die Schere zwi-
schen Beschäftigung und Arbeitnehmer-
einkommen einerseits und den Fiskal-
parametern der Sozialversicherung im-
mer weiter geöffnet hat. Die Sozialab-
gaben (Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
beiträge) wurden in den letzten zwölf
Jahren überproportional erhöht. Bei-
tragssätze und Beitragsbemessungs-
grenzen wurden stärker angehoben, als
dies die Entwicklung der Löhne (insge-
samt und pro Kopf) eigentlich gerecht-
fertigt hätte.

Trotz der finanzpolitischen Eingriffe seit
der Einigung ist das Wachstum der Bei-
tragseinnahmen aus realer Beschäftigung
in den letzten Jahren zu gering.

Deshalb ist die theoretische und politi-
sche Kritik der Ökonomen gerechtfertigt.

Die Belastung der Lohnsumme liegt nun-
mehr bei über 42 Prozent. Dennoch –
möglicherweise sogar  deswegen – kam
es in den letzten Jahren schon zu einem
„Abknicken“ der gesamten Beitragsein-
nahmen.

Dieses Phänomen ist aus der Finanztheo-
rie unter dem Stichwort „Laffer-Curve“
(Steuervermeidungs-Effekt) bei den Zu-
sammenhängen zwischen Steuersätzen
und Steuereinnahmen bekannt. Die Aus-
weitung  niedrig entlohnter Beschäfti-
gung, z. B. unter dem Stichwort der so-

genannten 630- Mark- Jobs, ist nur eine
Facette dieser Strukturdebatte.

Wesentliche Basis für die Transfers ist
die Bruttolohn- und Gehaltssumme. Sie
wird  durch nominale Lohnentwicklung,
im Wesentlichen aber durch die realen
Beschäftigungsmöglichkeiten bestimmt.

Änderungen in der Beschäftigungsstruk-
tur und Umschichtungen in der Einkom-
mensverteilung wirken also unmittelbar
auf die Bruttolohnsummen ein und da-
mit auf die wichtigste Schlüsselgröße der
Sozialstaatsfinanzierung. Die Lohnsum-

men aber sind mit 80% bis 85% die ei-
gentlichen Träger der Sozialstaatsfinan-
zierung. Diese Zusammenhänge werden
in den nächsten Abschnitten noch deut-
licher geschildert.

Der „Einigungsboom“ war in Westdeutsch-
land schon ab 1992 verpufft. Das Beschäf-
tigungsvolumen war  in Westdeutschland
seither rückläufig und in der Entwicklung
seit langem zu schwach. Die nominalen
Bruttolohnsummen kippten in allen Bun-
desländern schon 1995, ohne dass dies ge-
nügend Aufmerksamkeit gefunden hätte.
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Die vorübergehend positive
Entwicklung der Beschäftig-
tenzahlen in den Jahren
1999/2000 ändert nichts an
diesem grundlegenden Be-
fund. Reale Beschäftigungs-
zuwächse in Exportsektoren
und die Ausdehnung der
Sozialversicherungspflicht
hatten damals zu einem
„Sprung“ bei den erfassten
Beschäftigungsverhältnis-
sen und den Einkommen ge-
führt. Zu wirklich nachhal-
tigen Steigerungen des Be-
schäftigungsvolumens und
der Bruttolohnsummen hat
es jedoch nicht gereicht.

So zeigen unsere Szenario-
Analysen zwar einen „Buk-
kel“ für den kurzen Zeitraum von 1999/
2000, letztendlich aber insgesamt eine
sehr verhaltene Entwicklung bis 2003.

Trotz der Anhebung der Beitragssätze sind
die Gesamteinnahmen aus Ost und West
für eine nachhaltige Finanzierung von Ren-
te, Gesundheit und Arbeitslosigkeit zu
schwach – zumindest zur Finanzierung der
bisherigen Ausgabenstrukturen. Dies zeigt
sich besonders in Abbildung 2, wo für
Ost und West die Entwicklung der Bei-
tragseinnahmen mit dem Beschäftigungs-
volumen verglichen wird.

Dabei ist die Beschäftigungsentwicklung
noch nicht einmal um die steigende
Komponente der Teilzeitarbeit bereinigt
– ansonsten liefe diese Linie noch schwä-
cher. Dagegen sind in den Lohnsummen
alle nominalen und strukturellen Verän-
derungen „eingefangen“– siehe dazu die
nächsten Abschnitte.

Lohnsummen in West- und
Ostdeutschland entwickeln

sich zu schwach

Die Belastung des Faktors Arbeit mit den
zu hohen Lohnnebenkosten schlägt sich
schließlich in einer zu schwachen Ent-
wicklung der Beschäftigung nieder. Das
Beschäftigungshemmnis am Hochlohn-
standort Deutschland sind heute wohl
weniger Niveau, Struktur und Flexibili-
tät der Löhne. Neuere IAB-Analysen zei-
gen, dass die effektiven Lohnstrukturen

unter dem Druck völlig unterschiedlicher
Angebots- und Nachfrageverhältnisse
viel flexibler reagieren, als gemeinhin
behauptet wird. Die ersten Erfolge der
nominalen Tariflohnanpassung in Ost-
deutschland erwiesen sich schnell als fra-
gil. Neuere Analysen zur Einkommens-
entwicklung und Lohnstruktur legen die
Vermutung einer negativen „wage drift“
nahe. Die Entwicklungsindizes zeigen
bedrohliche Standortschwächen. Trotz
der Transfers  sind Beschäftigung, Lohn-
summen und Beitragsentwicklung im
Osten zu schwach, in den letzten Jahren
sogar rückläufig.

Im Osten nichts Neues
Trotz der beachtlichen Finanzierungs-
und Aufbauleistungen ist weder Breite
noch Nachhaltigkeit der Produktionsent-
wicklung in Ostdeutschland genügend
gesichert. Auch die aktuellen Daten der
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
belegen, dass der Konsum immer noch
höher liegt als die Produktion. Beides ist
transfergestützt. Trotz der zum Teil mo-
dernen und höchst produktiven Anlagen
im Osten ist es in der „neuen Mischung“
nicht gelungen, wesentlich mehr an Net-
toinvestitionen und Weltnachfrage auf
den Standort zu ziehen. Schon nach kur-
zer Zeit waren die Wachstums- und Ver-
lustraten der sektoralen Arbeitsplatzent-
wicklung in Ost und West nahezu völlig
identisch. Seit Jahren gehören die Kern-
städte im Westen zu den relativen Verlie-
rern. Das im Westen altvertraute Ent-

wicklungsmuster mit der
„Kernschwäche“ bei Arbeit
und Einkommen hat sich ab
1995 auch in Ostdeutschland
durchgesetzt. Das häufig
strapazierte Bild vom Wachs-
tum in den Metropolen er-
wies sich als Klischee.

Die notwendige Unterstüt-
zung für den Aufbau Ost
stellt nach wie vor einen er-
heblichen Zugriff auf anson-
sten verfügbare Investitions-
und Einkommenspotenziale
dar. Finanzierungslücken im
Einigungsprozess wurden –
wie erwähnt – nicht zuletzt
auch durch die Erhöhung der
Sozialabgaben und damit der
Lohnnebenkosten gedeckt.

Damit verbunden waren aber Verluste bei
Beschäftigungsvolumen und Lohnsum-
men – und dies in einer Situation, in der
Deutschland mit der Öffnung der Märkte
einer stärkeren Standortkonkurrenz aus-
gesetzt worden war.

Die nächsten beiden Abbildungen zeigen
die Entwicklung der Lohnsummen seit
1992. Wie daraus ersichtlich wird, ha-
ben wir es mit zwei völlig verschiede-
nen Phasen zu tun:

� Abbildung3 zeigt die vermeintlichen
Erfolge in der Aufholjagd der nomina-
len Arbeitnehmerverdienste im Osten.
Die Löhne in Ostdeutschland möglichst
schnell an die Vergleichslöhne im We-
sten heranzuführen, ist eines der hehren
Ziele der Einigungspolitik. Dies war
nicht nur das Bestreben der Tarifpartner.
Auch in vielen Bereichen der Finanzpla-
nung erschienen diese Nominalgewinne
an Arbeitnehmereinkommen als vorzeig-
bare Erfolge der Einigungspolitik und als
willkommene Stärkung der eigenständi-
gen Finanzkraft in den neuen Bundes-
ländern – bei Steuern wie bei Sozialab-
gaben.

� Die Lohnsummen ergeben sich aber
aus der Kombination von effektiver Be-
schäftigung und effektiven Bruttolöhnen
bzw. nominalen Lohnsätzen. Ab 1995
konnte die allzu schwache Entwicklung
des Beschäftigungsvolumens nicht mehr
durch Nominallohnsteigerungen kom-
pensiert werden. Beides zusammen, eine
negative „wage drift“ (Effektivlöhne
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niedriger als Tariflöhne) und eine schwa-
che Nachfrage nach Arbeitskräften führ-
ten ab 1995 zu einem Rückgang der ef-
fektiven Bruttolohnsummen in allen neu-
en Bundesländern.

� Seither gehen in den alten und neuen
Bundesländern die Entwicklungen aus-
einander. Abbildung 4 zeigt, dass die
Löhne in allen westlichen Bundesländern
nominal weiter zunahmen, wenn auch
nur verhalten. Ein völlig umgekehrtes
Bild in dieser Phase 2 zeigt sich in den
östlichen Ländern: überall erhebliche
Verluste, am gravierendsten in Sachsen-
Anhalt.

� Möglicherweise war die Wahrneh-
mung der Finanzplaner dadurch getrübt,
dass im Westen, also im einkommens-
stärkeren Teil, Beschäftigung und Lohn-
summen für einige Jahre etwas an Dy-
namik zurück gewannen. Dass echte
Messdaten zu dieser wichtigen volks-
wirtschaftlichen Schlüsselgröße immer
erst mit einiger Verzögerung vorliegen,
mag ein Anlass zur Nachsicht sein. Dass
diese negative Entwicklung so lange un-
beachtet blieb, könnte aber auch daran
liegen, dass über der gesamtdeutschen
Diagnose die Schwächung des kleineren
Teils übersehen wurde. Der Anteil der
ostdeutschen Bruttolohn- und -gehalts-

summe konnte bis 1995 auf nahezu ein
Fünftel (19%) gesteigert werden, beträgt
aber heute nach Schätzungen des IAB
nur noch ein Sechstel.

� Diese allzu lang unbeachtete Ent-
wicklung der Lohnsummen hatte verhee-
rende Folgen für alle Finanzkalküle –
und ist nach unseren Prognosen noch
nicht zu Ende. Schuld daran ist  der
Rückgang der Bruttolohn- und Gehalts-
summen in vielen Kernregionen und vor
allem in den neuen Bundesländern.

Produktion und Einkommen im Osten
sind nach wie vor in hohem Maße trans-
fergestützt. Dennoch ist das Ausmaß der
Arbeitslosigkeit 13 Jahre nach dem Fall
der Mauer erschreckend. Die Kosten der
Arbeitslosigkeit sind im vereinten
Deutschland von allen zu tragen – die
Belastung der Sozialversicherungssys-
teme ist enorm.

„Ungeplante“ Defizite

Unsere Analysen zeigen eklatante regio-
nale Wachstumsschwächen – und wei-
terhin „unerwartete“ Finanzrisiken.

Schon die Gesamtdiagnose  hat den Blick
für grundlegende finanzielle Folgen des
Strukturwandels geschärft. Das Bild wird

noch wesentlich genauer und
auch eindringlicher, wenn man
Gewinne und Verluste in den
Städten und Landkreisen ins
Auge fasst.

Abbildung 5 zeigt selbst für
viele Regionen in West-
deutschland einen erschrecken-
den Verfall der Bruttolohnsum-
men von 1995 bis 2002. Viele
ehemals reiche Wirtschafts-
standorte mussten selbst in die-
ser kurzen Zeitspanne noch-
mals Verluste von fünf bis zehn
Prozent hinnehmen. Noch dra-
matischer ist der Befund seit
dem schnellen Ende des Eini-
gungsbooms: In jeder dritten
Region Westdeutschlands (dar-
unter fast alle Städte) verdienen
alle Arbeinehmer heute weni-
ger als 1992. Die Arbeitsmarkt-
probleme in einigen Gebieten
Westdeutschlands, wie im Raum
Pirmasens, in einigen Ruhrre-
gionen, im Raum Bremerhaven

oder in ostniedersächsischen und nord-
bayerischen Gebieten haben sich seither
weiter verschärft. Nur wenige Regionen
(meist in eher ländlichen Gebieten)
konnten überhaupt Zuwächse bei den Ar-
beitnehmereinkommen (nominal und
brutto) verzeichnen.

Zum ersten Mal in der Nachkriegsge-
schichte konzentrieren sich die Verluste
nicht nur auf einige „vertraute“ struktur-
schwache Gebiete. Zu den neuerlichen
Verlierern gehören auch  viele Regionen
an der ehemaligen innerdeutschen Gren-
ze oder in Nordostbayern. Die Erfolge
jahrelanger Strukturpolitik gingen zum
Teil wieder verloren.

Die größten Verluste an Lohn- und Ge-
haltssummen finden sich jedoch in Ost-
deutschland – und zwar flächendeckend.
Die höchsten Verluste mussten die Ar-
beitnehmer in Hoyerswerda mit mehr als
40 Prozent hinnehmen.

Die Wachstumseinbußen betrafen nun im
dritten Zyklus vor allem wirtschafts- und
exportstarke Branchen und Regionen.
Das führte zu hohen Einnahmeverlusten
und Ausgabebelastungen, zumal es sich
hier um Hochlohnbereiche handelt.

In den letzten Jahren haben die Kern-
städte im Westen sogar absolut verloren.

Abbildung 4

-25

-20

-15

-10

-5

0

5

10

15

20

25

30

-25

-20

-15

-10

-5

0

5

10

15

20

25

30

11 12 13 14 15 161 2 3 4 5 6 7 8 9 10

Hessen

Rheinland-Pfalz

Baden-Württemberg

Bayern

Saarland

6

7

8

9

10

Schleswig-Holstein

Hamburg

Niedersachsen

Bremen

Nordrhein-Westfalen

1

2

3

4

5

Bundesländer West

Berlin

Brandenburg

Mecklenb.-Vorpommern

Sachsen

Sachsen-Anhalt

Thüringen

11

12

13

14

15

16

Bundesländer Ost

Entwicklung der Lohnsummen in Deutschland 
in den Zeiträumen 1992-1996 und 1996-2002

1992-1996 1996-2002

% %

  IAB



Nr. 13/2003 5

Veränderungen der Bruttolohn- und Gehaltssumme

in Städten und Landkreisen, von 1995 bis 2002 in Prozent
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Ein ähnliches Bild zeigt sich mittlerwei-
le auch in Ostdeutschland. Unsere Pro-
gnosen zeigen, dass ein Arbeitsplatz-
verlust in exportstarken Regionen und
Branchen (z.B. im Maschinenbau, in der
Elektrotechnik und Elektronik oder in
der Chemie) zwei- bis dreimal so schwer
auf die Einnahmeverluste durchschlägt
wie im Bayerischen Wald oder in Görlitz.
Auf der Ausgabenseite der Sozialversi-
cherungssysteme kommen bei solchen
Entlassungsszenarien hohe Anwartschaf-
ten zum tragen, was den fiskalischen
Struktureffekt noch einmal verstärkt.
Dieser Befund ist so selbstverständlich,
dass wiederholt zu fragen ist, wieso ma-
kroökonomische Prognosen nicht längst
um geeignete Strukturprognosen ergänzt
werden.

Lohnniveaus und Lohnstrukturen unter-
liegen einem dynamischen Wechsel. Die
regionale Lohnspreizung ist heute gerin-
ger als noch vor 10 Jahren. Das liegt an
der Lohnpolitik im Einigungsprozess,
aber auch daran, dass bei schwächerem

Tempo der wirtschaftlichen Entwicklung
die „Kolonne zusammenrückt“ – und
umgekehrt. Dessen ungeachtet liegen die
Extremwerte immer noch sehr weit aus-
einander. Die regionalen Durchschnitts-
verdienste aller Arbeitnehmer in sozial-
versicherungspflichtiger Beschäftigung
variieren um mehr als 100 Prozent, z. B.
zwischen Dienstleistungszentren, In-
dustrieregionen und ländlichen struktur-
schwachen Gebieten oder zwischen Ost
und West.

Über die Einkommen in einer Region
wird auch deren regionale Kauf- und
Finanzkraft bestimmt. Daran sind wie-
derum verstärkende Rückkopplungs-
effekte auf Wirtschaft, Arbeitsmarkt und
öffentliche Finanzkraft geknüpft. Die
manchmal unerwarteten Defizite und
Konsolidierungsprobleme in allen öf-
fentlichen Haushalten resultieren also
nicht nur aus der Gesamtentwicklung von
Wachstum, Beschäftigung und Arbeits-
losigkeit. Sie haben ihre Ursache auch
in der regionalen Dynamik der Lohn-

Die ausgewiesenen Entwicklungen der Beitragseinnahmen zu den Sozialversicherungs-
systemen werden direkt aus den regionalen Lohnsummen und damit aus tatsächlich
bestehenden abgabepflichtigen Arbeitsverträgen abgeleitet. Sonderzahlungen zwischen
den verschiedenen Haushalten (z. B. für Arbeitslose u. ä.) sind nicht enthalten. Sie
verdecken die eigentlichen ökonomischen Zusammenhänge.

Das regionale Beschäftigungsvolumen BV
i
(t) ist definiert durch die Zahl n

i
(J

t
) und

Dauer AJ
i
(J

t
) aller sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse, die in-

nerhalb eines Jahres in einer Region bestanden:

)()()()( tAJtJtntBV iiii ∗∗=

Damit hat man die Anzahl an Tagen ermittelt, an denen es sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung in einer Region gab.

Die Bruttolohn- und Gehaltssumme auf Ebene der Kreise oder Länder BLS
i
(t) folgt

direkt aus dem Beschäftigungsvolumen BV
i
(t) und dem gemittelten Lohn pro Tag W

i
(t):

)()()()()()()( tWtAJtJtntWtBVtBLS iiiiiii ∗∗∗=∗=
Wenn man diese Größe mit den jeweils geltenden Beitragssätzen für die einzelnen
Teile der Sozialversicherung multipliziert, hat man die Einnahmen.

Die Angaben zu Beschäftigungsvolunen, Lohnsummen und Lohnstruktur für die Jahre
2001 bis 2003 sind Schätzwerte, die so weit wie möglich mit aktuell verfügbaren
Beschäftigungsmeldungen abgeglichen sind, siehe hierzu auch die Arbeiten von Kol-
ler, Schiebel, Schwengler, Haag, Binder im IAB-Gutachten Nr. 4/2002.

Quellenhinweis: Alle hier zitierten Befunde stammen aus dem IAB-Gutachten 1/2003
„Finanzprobleme im Sozialstaat“ (Koller, Stichter). Dort finden sich auch ausführli-
chere methodische Erläuterungen.

In weiteren Kurzberichten werden die regionalen Kosten der Arbeitslosigkeit und
Transferbilanzen sowie die Finanznot der Städte behandelt.

Methodische Erläuterungen strukturen, in der „Geographie“ von Be-
schäftigungschancen und Arbeitsmarkt-
risiken. In den letzten Jahren kam die-
sen Veränderungen in der Struktur fast
das gleiche Gewicht zu wie den Verän-
derungen im Niveau.

Fazit

Die Rangfolge von Geber- und Neh-
merpositionen beim Fiskaltransfer über
die Sozialversicherungssysteme wech-
selt dramatisch – auch die in der Steuer-
kraft. Die ehemals starken Spenderre-
gionen werden schwächer. Die Struktur-
veränderungen schlagen seit langem
überproportional durch und verursachen
„ungeplante“ Defizite. Die Öffnung der
Märkte hatte eine Beschleunigung des
Strukturwandels und eine Umwertung
der Standortfaktoren in Deutschland zur
Folge. Dabei sind seit Jahren typische
regionale und soziale Entwicklungs-
muster erkennbar. Sie sind zugleich die
Bruchkanten unserer sozialen Sicher-
ungs- und Finanzausgleichssysteme.
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